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Anfrage der BIBS-Fraktion: 
 

Im Ergebnisprotokoll der Arbeitsgruppe Forschungsflughafen (AG FoFlu/07/12) für den 
17.02.2012 wird festgestellt (Hervorhebung im Protokoll): „Durch den Wegfall der Ostumfah-
rung ist ein neuer Planfeststellungsbeschluss zu fassen. Die Landesbehörde für den 
Straßenbau ist nach eigenen Aussagen dafür nicht mehr zuständig.“ Die Flughafengesell-
schaft „wird die Planfeststellung unmittelbar nach der Verkehrszählung bei der Stadt als 
Planfeststellungsbehörde beantragen.“ und „Die Alternativen (auch eine „Nullvariante“!) 
müssen planfestgestellt werden.“ 
 

1. Ist die besagte Verkehrszählung abgeschlossen? 
2. Wann ist mit dem Antrag auf Planfeststellung zu rechnen? 
3. Wann wird das Verfahren eröffnet? 
 

Stellungnahme der Verwaltung: 
 

Zu 1.: Die Verkehrserhebung wurde inzwischen abgeschlossen. Die Ergebnisse wurden dem 
Stadtbezirksrat 112 und dem PlUA bekanntgegeben. Die Ergebnisse werden im 
Stadtbezirksrat 112 derzeit diskutiert. 

 

Zu 2.: Hierzu teilt die Flughafengesellschaft Folgendes mit: 
 

Die Flughafen Braunschweig Wolfsburg GmbH hat den Planfeststellungsantrag hin-
sichtlich des Planungsteils der „Ostumfahrung“ zurückgezogen. Aufgrund der Ergeb-
nisse der Verkehrserhebung wird kein weiterer Bedarf mehr für straßenbauliche Maß-
nahmen gesehen. Bei dieser Lösung ist eine gesonderte Planfeststellung durch das 
Land nicht notwendig, es bedarf lediglich einer Änderung des vorliegenden Planfest-
stellungsbeschlusses gemäß der Entscheidung des OVG Lüneburg aus 2009 mit dem 
Inhalt, dass eine Straßenplanung aus luftrechtlicher Sicht nicht mehr erforderlich ist. 

 

Zu 3.: Hierzu ist derzeit keine Aussage möglich. 
 
I. V. 
 
gez. 
 
Leuer     Es gilt das gesprochene Wort 


